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Liechtenstein an den Berufswettbewerben in Australien 
Auch dieses Jahr kämpfen wieder junge liechtensteinische Berufsleute um Lorbeeren in einem internationalen Wettkampf 

Vor zwanzig Jahren begann die Teil­
nahme junger Beurfsleute aus unserem 
Land bei den Internationalen Berufswett­
bewerben, die in der Zwischenzeit zum 
festen Bestandteil im Kalender der liech­
tensteinischen Berufsausbildung gehö­
ren. Der Name «Fürstentum Liechten­
stein», und damit verbunden die interna­
tionale Anerkennung der grossen Lei­
stungen eines kleinen Landes, ist auch in 
diesem Zusammenhang zu einem nicht zu 
unterschätzenden Bekanntheitsgrad ge­
langt. Der Kampf um die begehrten Me­
daillen wurde in diesen zwei Jahrzehnten 
härter, doch steht nicht immer der Erfolg 
des Einzelnen im Mittelpunkt, sondern 
auch die Anerkennung unserer Berufsbil­
dung ganz allgemein vor einem interna­
tionalen Forum. 

Die Anfänge waren, vergleichbar mit 
jenen der ersten Schritte auf dem Parkett 
des internationalen Sports, recht beschei­
den. Die erste Teilnahme, die von Prof. 
Otto Seger und Carl Walser entscheidend 
ermöglicht und gefördert wurde, endete 
gewissermassen mit einer Überraschung. 
Zwar standen damals zweifellos auch die 
Motivation und der  Wille zu einem Erfolg 
im Zentrum, doch an den Gewinn einer 
Bronze-Medaille und eine Leistungsur­
kunde hatte wohl niemand so recht ge­
glaubt, zumal die drei Teilnehmer Ewald 
Kranz (Werkzeugmacher), Michael Bie­
dermann (Maschinenzeichner) und Rein­
hold Oehry (Maschinenschlosser) nicht 
speziell auf diesen Wettkampf vorbereitet 

Kein Lebenszeichen 
von deutscher Geisel 

Bonn/Beirut (AP) Auch wenige Stun­
den vor  Ablauf des syrischen Ultimatums 
an die libanesischen Entführer des Bun­
desbürgers Ralph Rudolf Schray hat  die 
deutsche Bundesregierung a m  Freitag 
vergeblich auf ein Lebenszeichen des 
30jährigen Mannes gewartet. Regierungs­
sprecher Friedhelm Ost sagte vor Journa­
listen, es lägen keine neuen Erkenntnisse 
vor. De r  syrische Vizepräsident Abdel 
Halim Chaddam hatte Bonn noch am 
Vorabend im Gespräch mit Bundesaus-
senminister Hans-Dietrich Genscher Hil­
fe im Kampf um das Leben der Geiseln 
zugesagt. Damaskus hatte den Geiselneh­
mern Schrays erst am Donnerstag ein Ul­
timatum bis zum Freitag Mitternacht zur 
Freilassung des Verschleppten gestellt. 

Neuer Vorstoss der USA 
für Nahostfrieden 

Jerusalem/Manama (AP) Israelis und 
Araber erwarten in den nächsten Tagen 
einen neuen Vorstoss der  US-Regierung 
zur Beilegung des Nahostkonflikts. Der  
israelische Ministerpräsident Jizchak 
Schamir sagte am Freitag, die US-Initiati­
ve zur Einleitung eines Friedensprozesses 
werde sich auf die Sache konzentrieren, 
damit die bisherige Blockierung durch 
den Streit um das Verfahren überwunden 
werden könne. Hanna Siniora, Chefre­
dakteur der  in Ostjerusalem erscheinen­
den arabischen Zeitung «AI Fadschr», 
kündigte in einem in Washington geführ­
ten Gespräch mit dem Londoner Nahost­
informationsdienst «Mideast Mirror» an, 
Aussenminister George Shultz werde um 
den 6. Februar in einer Rede die Grund­
züge de r  kommenden amerikanischen 
Bemühungen erläutern. 
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worden waren - wenigstens im Vergleich 
zu den heutigen Vorbereitungen. 

Zwei Jahrzehnte später, nach fünf 
Goldmedaillen und einer Reihe weiterer 
Auszeichnungen, gehen wiederum acht 
junge Berufsleute a n  den  Start einer har­
ten internationalen Ausscheidung. Zum 
200. Geburtstag der ehemaligen Sträf­
lingsinsel hatte sich Australien anerbo­
ten, die internationalen Berufswettbe­
werbe durchzuführen. Vom 7. bis zum 
26. Februar werden diese - in einem an­
spruchsvollen Auswahlverfahren ermit­
telten - Berufsleute sich mit Kolleginnen 
und Kollegen aus etwa zwanzig verschie­
denen Staaten in einem friedlichen, aber 
anforderungsreichen Wettstreit messen. 
Die Chancen auf eine oder mehrere Aus­
zeichnungen stehen auch diesmal wieder 
günstig, obwohl das Hauptaugenmerk 

nicht in erster Linie auf die Ergatterung 
von Gold-, Silber- oder Bronze-Medaille 
gelegt wird. 

Austausch von Erfahrungen 
Die Freude über jeden mit Medaillen 

oder einer Auszeichnung erzielten Rang 
ist zweifellos gross, meint der  Technische 
Delegierte Josef Nigsch, doch der Erfah­
rungsaustausch auf internationaler Ebene 
und die Bestätigung, in jedem Fall und in 
jedem Beruf mit anderen Staaten mithal­
ten zu können, erscheint ebenso wichtig. 
Die Organisation der Internationalen Be­
rufswettbewerbe, die aus einem nationa­
len Wettstreit vor vielen Jahren in Spa­
nien entstand, bezweckt in erster Linie 
die Förderung der Berufsausbildung und 
des Erfahrungsaustausches in diesem Be­
reich, die mit Hilfe des Wettbewerbs un­
ter den jungen Berufsleuten und des Aus-

tauschs der Ausbildner sowie der  Exper­
ten erreicht werden. 

Erfahrungen der Experten 
Doch nicht nur die jungen Berufsleute, 

die sich über Monate auf ihre anspruchs­
volle Aufgabe gewissenhaft vorbereitet 
haben, profitieren von den Wettkämpfen 
im beruflichen Bereich. Auch die Exper­
ten und Beobachter, die Ausbildner und 
Mannschaftsführer, die eine wichtige 
Aufgabe im Bereich der Betreuung, Be­
wertung und Führung zu leisten haben, 
kehren jeweils mit einem neuen Erfah­
rungsschatz aus diesen Wettbewerben zu­
rück. Ihre Aufgabe, die mehr im Hinter­
grund erledigt wird, findet vielleicht we­
niger Resonanz in der Öffentlichkeit, 
aber in den Fachgremien aber umso mehr 
Anerkennung - der Name Liechtenstein 
wird hier gerne erwähnt. (G.M.)  

Auf den Abstimmungsergebnissen weiter aufbauen 
Erklärung des Parteipräsidiums der Fortschrittlichen Bürgerpartei zu den beiden Abstimmungen 

Das Präsidium der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei hat mit Befriedigung von 
den Abstimmungsergebnissen Kennt­
nis genommen, wonach die Mehrheit 
der Stimmbürgerinnen und Stimmbür­
ger den Gesetzesvorlagen über die Er­
höhung der Mandatszahl des Landtags 
sowie über die obligatorische Einfüh­
rung der betrieblichen Personalvorsor­
ge zugestimmt hat. Der Einsatz unserer 
Mandatare, Obmänner und Vorstands­
mitglieder für diese beiden Abstim­
mungsvorlagen hat sich gelohnt. 

Das Präsidium de r  Fortschrittlichen 
Bürgerpartei stellt bei einer ersten 
Analyse fest, dass die Abstimmungser­
gebnisse zum Teil nach Gemeinden 

seh r  unterschiedlich ausgefal len s ind,  
s o  dass es das  Präsidium für  notwendig  
e rachte t ,  die Ums tände  u n d  Hin te r ­
g ründe  sorgfältig und erns thaf t  zu un­
tersuchen.  D e n  knappen Abst im­
mungsergebnissen ist zu e n t n e h m e n ,  
dass  die St immbürger .nnen u n d  Stimm­
b ü r g e r  wei te re  gesetzgeberische Tätig­
ke i ten  e r w a r t e n .  

F ü r  d a s  Präs idium de r  Fortschrit t l i­
c h e n  Bürgerpar te!  ist e s  d a h e r  vor­
dringliches Zie l ,  dass  n u n  die Parla­
ments re fo rm umgehend  an die H a n d  
g e n o m m e n  wird. E s  w a r  d e r  Fort­
schrit t l ichen Bürgerpar te i  stets  e in  A n ­
liegen, d a s  Pa r l ament  in se iner  Zahl  

u n d  Funkt ion zu s tä rken .  D a s  G e s e t z  
übe r  die betriebliche Personalvorsorge  
ist in d e n  b e k a n n t e n  Schwachpunk ten  
d e r  Gesetzesvorlage zu ve rbesse rn .  
H i e r  kann a u f  d e r  Vorarbe i t ,  die d ie  
Landtagsfrakt ion d e r  Fortschri t t l ichen 
Bürgerpar te i  geleistet  ha t .  we i t e r  auf­
g e b a u t  w e r d e n .  

D a s  Präs id ium d e r  Fortschri t t l ichen 
Bürgerpar te i  ist zuversichtlich, dass  e s  
ihren  M a n d a t a r e n  i n  L a n d t a g  u n d  R e ­
g ie rung  gelingt,  in  d ieser  R ich tung  vor­
a n z u k o m m e n  u n d  s o  d e n  E rwar tungen  
d e r  S t immbürger innen u n d  S t immbür ­
ge r .  die sie in  d e r  A b s t i m m u n g  z u m  
A u s d r u c k  gebracht  h a b e n ,  ge rech t  z u  
w e r d e n .  
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«Radio Liechtenstein» - Entscheidung noch 1988? 
Das Medienpapier der von der Regierung eingesetzten Kommission liegt bereits vor 

Fällt die Entscheidung über «Radio 
Liechtenstein» bereits in diesem Jahr? 
Regierungsrat Wilfried Büchel als zustän­
diger Ressortinhaber für Verkehr, in des­
sen Bereich die Medien- und Verkehrs­
politik fällt, gab am Pressegespräch be­
kannt, dass der Bericht der Medienkom-
mission der Regierung vorliege. Die Re­
gierung werde diesen Bericht, allenfalls 
erweitert um einen Bericht der Regie­
rung, dem Landtag im Frühjahr vorlegen. 
Die Entscheidung wird dann beim Land­
tag liegen. 

Die Medienkommission hatte ein 
Grundsatzpapier zur Medienpolitik in un­
serem Land bereits im Mai 1987 der Re­
gierung unterbreitet. Die  Stellungnahme 
der Regierung zu diesem Papier, das in 
erster Linie eine Bestandesaufnahme der  
verschiedenen Medien darstellt, aber 
auch Vorschläge für eine künftige Ausge­
staltung der Medienlandschaft in unse­
rem Land enthält, erforderte eine Über­
arbeitung des Grundsatzpapiers. Die er­
weiterte und ergänzte Fassung liegt nun 
der Regierung erneut zur weiteren Bera­
tung und Beschlussfassung vor. Die Re­
gierung hat sich mit den Vorschlägen der 
Medienkommission, wie Regierungsrat 
Wilfried Büchel erklärte, bereits befasst 
und wird den Bericht voraussichtlich im 
Frühjahr an den Landtag weiterleiten. 
Bestandesaufhahme über Medien 

Die Medienkommission, die teilweise 
unter wechselnder Besetzung während 
einigen Jahren an ihrem Auftrag arbeite­
te, nahm in ihrem Berich zuerst eine Be­
standesaufnahme über die Medien und 
die Medienpolitik in unseren Land vor. 
Angesichts von verschiedenen Konzes­
sionsgesuchen für die Errichtung eines 
lokalen Radiosenders (analog den sich in 
einer Versuchsphase befindlichen Lokal­
radiosendern) und der Erstellung einer 
lokalen Fernsehstation befasste sich die 
Medienkommission auch mit Fragen_der 
Trägerschaft für diese elektronischen Me­
dien, mit der Finanzierung und mit der 

Zulassung von Werbung. Die Entschei­
dung über die Errichtung eines Lokalra­
dios und allenfalls auch eines Fernsehsen­
ders liegt aber nicht bei der  Kommission, 
sondern bei der Regierung, die dem 
Landtag die entsprechenden Anträge un­
terbreiten wird. 

Bericht über öffentlichen Verkehr 
Am Pressegespräch nahm Regierungs­

rat Wilfried Büchel auch - wie bereits 
kurz berichtet - Stellung zu Fragen der 
Förderung des öffentlichen Verkehrs. 
Über  die Zukunft des öffentlichen Ver­
kehrs, insbesondere zur Frage, ob weiter­
hin das Schwergewicht auf die Postautos 
gelegt werden soll oder ob auch andere-
Beförderungsmöglichkeiten (Hochbahn) 
denkbar sind, wird sich die Regierung 
ebenfalls im laufenden Jahr befassen. 
Gleichzeitig sollen, so Regierungsrat Wil­
fried Büchel, laufend Verbesserungen 
und bauliche Massnahmen im Bereich 
der Postautofahrpläne und Haltestellen 
vorgenommen werden. Geprüft wird der­
zeit in diesem Zusammenhang das «Se­
sam-System» für die Postautos, also die 
Ermöglichung der generellen Vorfahrt 

für die Postautos bei allen Lichtsignalan­
lagen. 

Einschränkungen für NuUtarif 
I m  Ressort Verkehr wird nach Anga­

ben  von Regierungsrat Wilfried Büchel 
die einjährige Versuchsphase für den 
Nulltarif besonders beobachtet. Im 
Herbst, wenn die Resultate der Erhebun­
gen' und Untersuchungen über das Fahr­
verhalten und die Bedürfnisse der  Fahr­
gäste vorliegen, hat die Regierung über 
die Weiterführung oder alternative Ange­
bote zum Nulltarif zu entscheiden. Die 
ersten Erhebungen versprechen nach sei­
nen Worten einen Erfolg des Nulltarifs. 
Teilweise mussten bereits zusätzlich Kur­
se geführt werden, um alle Passagiere 
befördern zu können. Für Gruppenrei­
sen, die den Nulltarif «ausnützen» wol­
lten, sind allerdings gewisse Beschränkun­
igen in Kraft gesetzt worden. Kostenlos 
Ibefördert werden die Fahrgäste, so Re­
gierungsrat Wilfried Büchel, nur auf den 
fahrplanmässigen Kursen auf den Kursli­
nien, während Fahrten ausserhalb des 
Fahrplanes weiterhin als taxpflichtig gel­
ten. - (G.M.)  

Androsch scheidet aus Bank aus 
Tauziehen endete mi t  Annahme des Rücktrittangebots 

Wien (AP) Nach stundenlangem Tau­
ziehen hat der lököpfige Aufsichtsrat der 
österreichischen Creditanstalt-Bankver-
ein, der  grössten Bank des Landes, das 
Rücktrittsangebot des bisherigen Gene­
raldirektors und früheren Finanzmini­
sters Hannes Androsch angenommen. 
Androsch war Mitte Januar von einem 
Wiener Gericht wegen falscher Zeuge­
naussage zu einer hohen Geldstrafe ver­
urteilt worden. Das Urteil ist j.edoch noch 
nicht rechtskräftig, d a  Androsch Nich-
tigskeitsbeschwerde und Berufung ein­
legte. 

D e r  offiziellen Erklärung zufolge schei­
det Androsch mit Ende Januar «unter 
Wahrung seiner Abfertigungs- und Pen­
sionsansprüche» aus der Bank aus. Nach 
den Worten des Aufsichtsratspräsidenten 
Fritz Bock wurde das Angebot einstim­
mig angenommen. Unklar war vorerst, 
wie hoch die Ansprüche Androschs gegen 
die Bank sein werden. Inoffiziell war zu­
vor von rund 22 Millionen Schilling (etwa 
drei Millionen Mark) die Rede gewesen. 
Dies hätte jedoch seine Bezüge bis zum 
Auslaufen seines Vertrages im Jahre 1991 
beinhaltet. 

Lokal «AI Capone» 
als Drogenplatz 
Balzner Restaurant musste die 
Türen schliessen 

(pafl) - Die Regierung hat in ih­
rer Sitzung vom 27. Januar 1988 
einen Bericht des Sicherheitskorps 
zur Kenntnis genommen, wonach 
der dringende Verdacht besteht, 
dass es sich beim Restaurant AI Ca­
pone in Balzers um einen regional 
bekannten Drogenumschlagplatz 
handelt. Die Regierung hat deshalb 
die sofortige Schliessung des Re­
staurants AI Capone angeordnet. 
Nachdem in diesem Lokal auch eine 
grössere Anzahl von Jugendlichen 
regelmässig verkehrt, hat die Regie­
rung unter anderem zum Schutz die­
ser Jugendlichen diese harte Mass­
nahme angeordnet. Sie stützte sich 
bei ihrem Entscheid auf das Gewer­
begesetz, welches der Regierung die 
Möglichkeit gibt, einen Gastgewer­
bebetrieb zu schliessen, falls die 
Voraussetzungen zu einer geordne­
ten Führung des Betriebes nicht 
mehr gegeben sind. 

(Siehe dazu auch das Interview 
mit  Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille, zuständiges Re­
gierungsmitglied f ü r  die Ressorts In­
neres und Jugend, im Inlandteil die­
ser Ausgabe. 

Europarat: Sessionen 
ausserhalb Frankreichs? 

Strassburg (spk) Die parlamentarische 
Versammlung des Europarats hat am 
Donnerstag ihre Wintersession früher als 
geplant beendet. Sie protestierte damit 
gegen die französische Visumspolitik, die 
nach ihrer Auffassung eine Diskriminie­
rung einzelner europäischer Staaten 
schafft. 

O b  sich die französische Regierung 
durch diesen «Nadelstich» beeindrucken 
lässt, ist gegenwärtig nicht abzusehen. 
Kenner der  Pariser Politik vermuten, 
dass im Vorfeld der Präsidentenwahlen 
die Regierung Jacques Chirac keine Zu­
geständnisse machen wird. I m  Europarat  
erwägt man nun, die Sessionen in Zu­
kunft an einem anderen Ort,  ausserhalb 
Frankreichs abzuhalten. Für  eine solche 
»Züglete» muss aber der Ministerrat des 
Europarates konsultiert werden, und da  
dürfte Frankreich sein Veto einlegen. 

Unter  diesen Umständen steht die 
Strassburger Versammlung am Anfang 
ihrer Frühjahrssession, die am 2. Mai be­
ginnt, vor einer schwierigen Entschei­
dung: Soll sie in Strassburg tagen, selbst 
wenn aus Frankreich noch kein Zuge­
ständnis in der Visums-Frage vorliegt? 
Soll sie eine «Züglete» ohne Frankreich 
wagen? 

Die Strassburger Versammlung muss 
im Mai auf jeden Fall die Mandate ihrer 
Delegierten erneuern und eine Reihe No-
minationen vornehmen. Eine davon be­
trifft den Posten des stellvertretenden 
Generalsekretärs. Für dieses Amt  liegen 
fünf Kandidaturen vor. Ein Kandidat ist 
der freissinige Tessiner Nationalrat Mas-
simo Pini. Seine Chancen sind ungewiss. 
Viel wird davon abhängen, ob man das 
Amt eher einem Politiker oder einem 
Beamten anvertrauen will. 
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